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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
Az: B 13 R 392/11 B 
 
L 6 R 194/11 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 18 R 1038/08 (SG Speyer) 
 
 
 
……………………………………… , 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Rheinland-Pfalz, 
Eichendorffstraße 4-6, 67346 Speyer, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 4. Januar 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S t e i n w e d e l ,    den Richter   K a l t e n s t e i n  

und die Richterin   Dr.  O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss 

des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 26. September 2011 wird als unzu-

lässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtli-

chen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Das LSG Rheinland-Pfalz hat im Beschluss vom 26.9.2011 einen Anspruch des Klägers auf 

Rente wegen Erwerbsminderung verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Beschluss hat der Kläger Beschwerde beim 

BSG eingelegt. Er beruft sich auf Verfahrensmängel iS von § 160 Abs 2 Nr 3 SGG. 

 

Die Beschwerde des Klägers ist unzulässig. Die Begründung vom 20.12.2011 genügt den ge-

setzlichen Anforderungen nicht, weil der allein geltend gemachte Zulassungsgrund des Verfah-

rensmangels gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG nicht ordnungsgemäß bezeichnet worden ist 

(§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Wird die Zulassung der Revision wegen eines Verfahrensmangels begehrt, muss in der 

Begründung der Nichtzulassungsbeschwerde die bundesrechtliche Verfahrensnorm, die das 

Berufungsgericht verletzt haben soll, hinreichend genau bezeichnet sein. Zudem müssen die 

tatsächlichen Umstände, welche den Verstoß begründen sollen, substantiiert dargetan und 

darüber hinaus dargestellt werden, inwieweit die angefochtene Entscheidung auf diesem 

Verfahrensmangel beruhen kann (vgl BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 4, Nr 21 RdNr 4 

- jeweils mwN; Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, 

Kap IX RdNr 202 ff). Dabei ist zu beachten, dass ein Verfahrensmangel nicht auf eine 

Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 Satz 1 SGG gestützt werden kann und dass die Rüge 

einer Verletzung der Sachaufklärungspflicht nach § 103 SGG nur statthaft ist, wenn sie sich auf 

einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist 

(§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG). 

 

Der Kläger rügt die Verletzung des Anspruchs auf Gewährung rechtlichen Gehörs (Art 103 

Abs 1 GG, § 62 SGG). Hierzu trägt er vor, das LSG habe entgegen seinem ausdrücklichen 

Wunsch keine mündliche Verhandlung anberaumt, anstelle dessen die Entscheidung in einem 

kurzen Beschluss begründet und sich hierbei lediglich auf die Entscheidungsgründe des SG be-

zogen. 

 

Nach § 153 Abs 4 SGG kann das LSG die Berufung durch Beschluss zurückweisen, wenn es 

sie einstimmig für unbegründet und eine mündliche Verhandlung nicht für erforderlich hält. Die 

Beteiligten sind vorher zu hören. Gemäß § 153 Abs 2 SGG kann das LSG in dem Urteil über 

die Berufung von einer weiteren Darstellung der Entscheidungsgründe absehen, soweit es die 

Berufung aus den Gründen der angefochtenen Entscheidung als unbegründet zurückweist. Ob 

sich aus der Anwendung dieser Verfahrensnormen eine Gehörsverletzung ergibt, auf der der 

angefochtene Beschluss beruhen kann, entzieht sich schon deshalb einer Prüfung durch den 

Senat, weil der Kläger den Verfahrensmangel nicht substantiiert dargelegt hat. Er hat weder 
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den Sachverhalt noch die Entscheidungsgründe des angefochtenen Beschlusses in seiner 

Beschwerdebegründung erwähnt. 

 

Soweit der Kläger meint, das LSG habe den Amtsermittlungsgrundsatz (§ 103 SGG) verletzt, 

weil es sich aufgedrängt hätte, die Nervenärztin, die Sachverständigen D.         und B.          an-

zuhören, hat er auch insofern keinen Verfahrensmangel hinreichend bezeichnet. Nach dem 

ausdrücklichen Wortlaut von § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann eine Verletzung von § 103 

SGG im Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde nur dann als Verfahrensmangel geltend 

gemacht werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne 

hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Davon ist hier nicht auszugehen, weil der vor dem 

LSG anwaltlich vertretene Kläger schon nach eigenem Vortrag in der Beschwerdebegründung 

keinen Beweisantrag gestellt hat. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen 

Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 SGG iVm § 169 Satz 2 und 3 SGG 

durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 Abs 1 SGG. 
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